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I. Auf die Berufung des KlÃ¤gers werden das Urteil des Sozialgerichts MÃ¼nchen
vom 28. November 2002 und der Bescheid der Beklagten vom 2. Juli 1998 in der
Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 21. April 1999 aufgehoben. Die Beklagte
wird verurteilt, dem KlÃ¤ger auf Grund seines Antrags vom 17. Februar 1998 Rente
wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit zu zahlen.
II. Die Beklagte erstattet dem KlÃ¤ger die auÃ�ergerichtlichen Kosten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Streitig ist ein Anspruch des KlÃ¤gers auf GewÃ¤hrung einer Rente wegen
verminderter ErwerbsfÃ¤higkeit.

Der 1946 geborene KlÃ¤ger hat den Beruf des Kfz-Kaufmanns er- lernt (1964 bis
1967). Er war u.a. von Oktober 1977 bis Juli 1979 als Schiffsmaschinist und zuletzt
von Juni 1990 bis MÃ¤rz 1997 als AutoverkÃ¤ufer sozialversicherungspflichtig
beschÃ¤ftigt. Ab 17.10.1995 bestand wegen einer Hauterkrankung
ArbeitsunfÃ¤higkeit.
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Am 17.02.1998 beantragte der KlÃ¤ger bei der Beklagten die GewÃ¤hrung einer
Rente wegen verminderter ErwerbsfÃ¤higkeit. Er sei wegen einer chronisch-
rezidivierenden Urticaria mit Flushsymptomatik und Pruritus seit Oktober 1995
erwerbsunfÃ¤hig.

Die Beklagte zog u.a. Gutachten des Medizinischen Dienstes der
Krankenversicherung in Bayern (MDK) vom 28.05.1996 und 07.10. 1996 sowie
Entlassungsberichte der Klinik fÃ¼r Dermatologie und Allergie D. vom 09.02.1996
Ã¼ber eine stationÃ¤re Behandlung vom 27.10.1995 bis 05.02.1996 und der
Privatklinik Dr. S. vom 13.03.1996 Ã¼ber eine stationÃ¤re Behandlung vom 13. bis
28.02.1996 â�� jeweils wegen der Hauterkrankung â�� bei und lieÃ� den KlÃ¤ger
durch die NervenÃ¤rztin Dr. R. (Gutachten vom 26.01.1998 sowie den Internisten
und Psychotherapeuten Dr. A. (Gutachten vom 28.05.1998) begutachten. Beide
SachverstÃ¤ndige hielten den KlÃ¤ger noch fÃ¼r fÃ¤hig, seinen erlernten Beruf als
Kfz-Kaufmann vollschichtig auszuÃ¼ben. Sowohl psychiatrisch als auch internistisch
lÃ¤gen keine leistungsbeeintrÃ¤chtigenden GesundheitsstÃ¶rungen vor.

Daraufhin lehnte die Beklagte den Rentenantrag vom 17.02.1998 ab (Bescheid vom
02.07.1998). Der KlÃ¤ger kÃ¶nne den Beruf des AutoverkÃ¤ufers noch vollschichtig
ausÃ¼ben.

Dagegen erhob der KlÃ¤ger Widerspruch und legte ein in seinem Auftrag erstelltes
Gutachten des Neurologen Dr. B. vom 10.12.1998 vor. Danach sei der KlÃ¤ger
wegen der vordiagnostizierten Urticaria unbekannter Ursache mit Pruritus, hÃ¤ufig
verknÃ¼pft mit Begleiterscheinungen wie Kopfschmerzen, SehstÃ¶rungen,
Schwindel, Synkopen, flÃ¼chtigen Paresen, SchmerzzustÃ¤nden und psychischen
BeeintrÃ¤chtigungen bis hin zu einer einmaligen Bewusstlosigkeit, bei allenfalls
diskreten psychovegetativen BeeintrÃ¤chtigungen ohne weiteres erwerbsunfÃ¤hig.
Die Erkrankung sei auf Grund der Vorbefunde (ohne eigene neurologische
Untersuchung) als chronische Verlaufsform einer schweren MigrÃ¤ne einzuordnen,
verknÃ¼pft mit einer migraine accompagnÃ©e sowie einer autonomen
paroxysmalen Dysregulation, begleitet von entsprechenden Hautreaktionen.
Angaben zu den sich daraus ergebenden EinschrÃ¤nkungen des
LeistungsvermÃ¶gens (positives und negatives Leistungsbild) enthÃ¤lt das
Gutachten nicht.

Die Beklagte wies den Widerspruch zurÃ¼ck (Widerspruchsbescheid vom
21.04.1999). Die erhobenen Befunde kÃ¶nnten eine EinschrÃ¤nkung des
beruflichen LeistungsvermÃ¶gens nicht begrÃ¼nden. Der hautÃ¤rztliche Befund sei
bei der Begutachtung unauffÃ¤llig gewesen. Auch neurologisch werde
regelmÃ¤Ã�ig ein unauffÃ¤lliger Befund beschrieben. BefindlichkeitsstÃ¶rungen
und Beschwerdefixierung seien therapierbar. Die Leistungsbeurteilung des Dr. B. sei
mangels BegrÃ¼ndung nicht nachvollziehbar.

Die am 17.05.1999 (Eingang bei Gericht) zum Sozialgericht MÃ¼n- chen (SG)
erhobene Klage hat der KlÃ¤ger im Wesentlichen damit begrÃ¼ndet, er leide schon
ohne Belastung unter stÃ¤ndigen starken Hautschmerzen und mÃ¼sse
Medikamente einnehmen, die zu starker ErmÃ¼dung und
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KonzentrationsstÃ¶rungen fÃ¼hrten.

Das SG hat u.a. die Unterlagen des behandelnden Arztes Dr. G. (Internist) sowie
eine Auskunft des letzten Arbeitgebers (vom 24.08.2000) beigezogen und den
KlÃ¤ger ambulant durch den Neurologen und Psychiater Dr. Dipl. Psych. M.
(Gutachten vom 20.06.2002) sowie den Hautarzt und Allergologen Dr. B. (Gutachten
vom 13.09.2002) begutachten lassen.

Dr. M. hat beim KlÃ¤ger folgende Diagnosen gestellt:

â�� PrimÃ¤rpersÃ¶nlichkeit mit teils depressiven, teils angstneuro- tischen, zum
Teil selbstunsicheren ZÃ¼gen

â�� Zustand nach AlkoholabhÃ¤ngigkeit

â�� fortgesetzter Benzodiazepinmissbrauch

â�� Tinnitus rechts.

BezÃ¼glich der AlkoholabhÃ¤ngigkeit sei zuletzt 1990 eine statio- nÃ¤re
EntwÃ¶hnungsbehandlung erfolgt und der KlÃ¤ger nach eigenen Angaben seit
dreieinhalb Jahren abstinent. Der Benzodiazepin- missbrauch verbiete Arbeiten in
gefahrgeneigten Situationen auf Grund der mÃ¶glicherweise eingeschrÃ¤nkten
KonzentrationsfÃ¤hig- keit. Eine TÃ¤tigkeit als BÃ¼rokaufmann sei damit jedoch
mÃ¶g- lich. Der Tinnitus habe auf das HÃ¶rvermÃ¶gen des KlÃ¤gers keinen Einfluss.
Die PersÃ¶nlichkeitszÃ¼ge des KlÃ¤gers bestÃ¼nden seit vielen Jahren, eine
EinschrÃ¤nkung des LeistungsvermÃ¶gens ergebe sich jedoch angesichts der
beruflichen Vorgeschichte des KlÃ¤- gers nicht. Es mÃ¼sse auch weiterhin eine
mÃ¶gliche psychische Genese der Hauterkrankung, deren Ursache weiterhin
ungeklÃ¤rt sei, mitdiskutiert werden.

Dr. B. hat beim KlÃ¤ger folgende Diagnosen gestellt:

â�� cholinergische Urticaria

â�� atopische Haut-Diathese

â�� zahlreiche funktionell und kosmetisch nicht beeintrÃ¤chtigende Narben

â�� beginnendes Rhinophym.

Die Erkrankungsdauer einer Urticaria liege zwischen 2 und 30 Jahren und erfordere
bei geringgradiger AusprÃ¤gung keine Therapie. Beim KlÃ¤ger trÃ¤ten die
Quaddeln fÃ¼r eine Dauer von 30 bis 60 Minuten, in EinzelfÃ¤llen auch bis zu 3
Stunden auf, bevorzugt im Bereich von Armen, Brust, Beinen, RÃ¼cken und Bauch.
Das Gesicht sei nur selten betroffen. Parallel dazu trete an den betroffenen Stellen
ein intensiver Juckreiz auf. Der KlÃ¤ger selbst berichte auch Ã¼ber brennende
Empfindungen in diesem Be- reich sowie Ã¼ber Kopfschmerzen, Schwindel und
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Juckreiz im Be- reich des behaarten Kopfes als gÃ¤ngige Begleitsymptome. Gene-
rell kÃ¶nne die Urticaria auch durch Symptome wie Nasenlaufen,
Bronchialspasmen, systemische Reaktionen wie Blutdruckabfall oder sogar einen
anaphylaktischen Schock begleitet werden. Juckreiz und Quaddeln wÃ¼rden
Ã¼blicherweise mit nicht sedierenden Antihistaminika behandelt. Der KlÃ¤ger
selbst nehme im Bedarfsfall bis zu 120 Tropfen Fenistil pro Tag ein, wodurch die
Symptomatik weitgehend beherrscht werden kÃ¶nne. Obwohl es sich dabei nicht
um ein nicht sedierendes Antihistaminikum handle, trete beim KlÃ¤ger nach
eigenen Angaben keine sedierende Wirkung ein. Es bestehe auch eine
anlagebedingte Haut-Ã�berempfindlichkeit ohne manifeste atopische Erkrankungen
wie ein Ekzemleiden oder eine allergische Rhinokonjunktivitis. Das beginnende
Rhinophym sei noch ohne funktionelle und wesentliche kosmetische
BeeintrÃ¤chtigung.

Die SachverstÃ¤ndigen kamen Ã¼bereinstimmend zu dem Ergebnis, der KlÃ¤ger
kÃ¶nne seine TÃ¤tigkeit als Kfz-Kaufmann trotz der festgestellten
GesundheitsstÃ¶rungen noch vollschichtig ausÃ¼ben. Ihm seien noch leichte bis
mittelschwere Arbeiten ohne Zwangshaltung mÃ¶glich. Arbeiten unter Zeitdruck, im
Akkord, am FlieÃ�band und in Wechselschicht sollten auf Grund der psychiatrischen
Grunderkrankung, Arbeiten auf Leitern und GerÃ¼sten sowie an laufenden
Maschinen auf Grund der regelmÃ¤Ã�igen Antihistaminika-Einnahme vermieden
werden. Wegen der atopischen Hautdiathese seien auch Arbeiten bei KÃ¤lte, Hitze,
starken Temperaturschwankungen, Zugluft, NÃ¤sse, LÃ¤rm, Staub, Gas, Dampf,
Rauch und Reizstoffen zu vermeiden. Arbeiten mit Publikumsverkehr seien auf
Grund der psychiatrischen Erkrankung nicht geeignet. Auch sollten wegen des
bestehenden Tinnitus keine besonderen Anforderungen an das HÃ¶rvermÃ¶gen
gestellt werden. Ein besonderes Konzentrations- und ReaktionsvermÃ¶gen sowie
eine Umstellungs- und AnpassungsfÃ¤higkeit fÃ¼r einen anderen Beruf hat der
SachverstÃ¤ndige Dr. B. in seiner zusammenfassenden Beurteilung â�� im
Gegensatz zum nervenÃ¤rztlichen SachverstÃ¤ndigen Dr. M. â�� verneint.

Das SG hat die Klage abgewiesen (Urteil vom 28.11.2002). Die Hauterkrankung
bedinge allenfalls vorÃ¼bergehende ArbeitsunfÃ¤higkeit. TÃ¤tigkeiten aus dem
Berufskreis eines Kfz-Kaufmanns kÃ¶nne der KlÃ¤ger aber noch vollschichtig
verrichten.

Gegen das am 23.04.2003 zugestellte Urteil hat der KlÃ¤ger am 19.05.2003
(Eingang beim SG) Berufung eingelegt mit der BegrÃ¼ndung, die vom SG
eingeholten Gutachten seien in sich widersprÃ¼chlich und im Ergebnis falsch. Der
KlÃ¤ger sei als AutoverkÃ¤ufer regelmÃ¤Ã�ig EinflÃ¼ssen wie KÃ¤lte, Hitze,
starken Temperaturschwankungen, Zugluft etc. ausgesetzt und habe als
AutoverkÃ¤ufer ausschlieÃ�lich mit Kunden zu tun. Dies sei mit der
EinschrÃ¤nkung, er kÃ¶nne keine Arbeiten mit Publikumsverkehr verrichten,
unvereinbar. AuÃ�erdem sei nicht nachvollziehbar, warum der Kontakt am
Arbeitsplatz mit Kunden medizinisch anders bewertet werden solle als der Kontakt
mit anderen Menschen wie Kollegen und Vorgesetzten. Folglich dÃ¼rfe der KlÃ¤ger
nach der EinschÃ¤tzung des SachverstÃ¤ndigen Dr. B. am Arbeitsplatz keinerlei
menschlichen Kontakt haben. Auch setze die TÃ¤tigkeit eines AutoverkÃ¤ufers ein
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intaktes HÃ¶rvermÃ¶gen voraus. Im Ã�bri- gen trÃ¤ten die KrankheitsschÃ¼be des
KlÃ¤gers tÃ¤glich auf und wÃ¼rden den KlÃ¤ger oftmals an seine Wohnung fesseln.

Der Senat hat unter anderem Befundberichte der behandelnden Ã�rzte Dr. J. (HNO-
Arzt) und Dr. S. (Hautarzt und Allergologe) beigezogen, Dr. S. in einem Termin vom
15.09.2004 ergÃ¤nzend zu seinem Befundbericht als sachverstÃ¤ndigen Zeugen
gehÃ¶rt und den KlÃ¤ger ambulant durch den Neurologen und Psychiater Dr. H.
begutachten lassen (Gutachten vom 12.11.2004). Der SachverstÃ¤ndige hat
folgende Diagnosen gestellt:

â�� Pruritus und Flush-Symptomatik

â�� chronifizierte somatoforme StÃ¶rung

â�� Dysthymia

â�� generalisierte AngststÃ¶rung

â�� Tinnitus rechts.

Der KlÃ¤ger kÃ¶nne auf Grund der seelischen StÃ¶rung bereits seit dem Zeitpunkt
der Antragstellung keine ErwerbstÃ¤tigkeit mehr verrichten und auf Grund einer
erheblichen Angstsymptomatik Ã¶f- fentliche Verkehrsmittel nicht benutzen. Eine
begrÃ¼ndete Aus- sicht auf Besserung bestehe nicht. Er sei auch nicht in der La-
ge, sich auf eine andere als die bisher ausgeÃ¼bte ErwerbstÃ¤tig- keit umzustellen.

Der KlÃ¤ger beantragt, das Urteil des Sozialgerichts MÃ¼nchen vom 28.11.2002
sowie den Bescheid der Beklagten vom 02.07.1998 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 21.04.1999 aufzuheben und die Beklagte zu
verurteilen, ihm auf Grund des Antrags vom 17.02.1998 Rente wegen verminderter
ErwerbsfÃ¤higkeit zu zahlen.

Die Beklagte beantragt, die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Der Senat hat die Akten der Beklagten, der Agentur fÃ¼r Arbeit und des SG
beigezogen. Zur ErgÃ¤nzung des Tatbestandes wird auf den Inhalt der
beigezogenen Akten und der Berufungsakte Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die form- und fristgerecht eingelegte Berufung ist zulÃ¤ssig (Â§Â§ 143, 144, 151
Sozialgerichtsgesetz â�� SGG -) und begrÃ¼ndet.

Gegenstand des Verfahrens ist der Bescheid der Beklagten vom 02.07.1998 in der
Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 21.04.1999, mit dem es die Beklagte
abgelehnt hat, dem KlÃ¤ger auf seinen Antrag vom 17.02.1998 Rente wegen
verminderter Er- werbsfÃ¤higkeit zu zahlen. Das SG hat die dagegen erhobene
Klage mit Urteil vom 28.11.2002 zu Unrecht abgewiesen. Der KlÃ¤ger hat dem
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Grunde nach Anspruch auf Rente wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit ab 01.03.1998.

Der Anspruch des KlÃ¤gers auf Versichertenrente richtet sich nach den Vorschriften
des 6. Buches Sozialgesetzbuch (SGB VI) in der bis zum 31.12.2000 geltenden
Fassung (a.F.), da der Rentenantrag vor dem 03.04.2001 gestellt wurde und Rente
(auch) fÃ¼r Zeiten vor dem 01.01.2001 begehrt wird (Â§ 300 Abs.2 SGB VI i.V.m. Â§
26 Abs.3 des Zehnten Buches Sozialgesetzbuch â�� SGB X -). Soweit die Entstehung
eines Rentenanspruchs (erstmals) fÃ¼r die Zeit nach dem 31.12.2000 in Betracht
kommt, richtet sich der Anspruch der KlÃ¤gerin nach den Vorschriften des SGB VI in
der ab 01.01.2001 geltenden Fassung (n.F.).

Nach Â§ 44 Abs. 1 Satz 1 SGB VI a.F. haben Versicherte bis zur Vollendung des 65.
Lebensjahres Anspruch auf Rente wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit, wenn sie

1. erwerbsunfÃ¤hig sind,

2. in den letzten fÃ¼nf Jahren vor Eintritt der BerufsunfÃ¤hig keit drei Jahre
PflichtbeitrÃ¤ge fÃ¼r eine versicherte Be schÃ¤ftigung oder TÃ¤tigkeit haben und

3. vor Eintritt der ErwerbsunfÃ¤higkeit die allgemeine Wartezeit erfÃ¼llt haben.

ErwerbsunfÃ¤hig sind Versicherte, die wegen Krankheit oder Behinderung auf nicht
absehbare Zeit auÃ�er Stande sind, eine ErwerbstÃ¤tigkeit in gewisser
RegelmÃ¤Ã�igkeit auszuÃ¼ben oder Arbeitsentgelt oder Arbeitseinkommen zu
erzielen, das ein Siebtel der monatlichen BezugsgrÃ¶Ã�e (ab 01.04.1999: 630,00
DM) Ã¼bersteigt (Â§ 44 Abs. 2 Satz 1 SGB VI a.F.). ErwerbsunfÃ¤hig ist (u.a.) nicht,
wer eine TÃ¤tigkeit vollschichtig ausÃ¼ben kann; dabei ist die jeweilige
Arbeitsmarktlage nicht zu berÃ¼cksichtigen (Â§ 44 Abs. 2 Satz 2 Nr. 2 SGB VI a.F.).

Nach Â§ 43 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 Satz 1 SGB VI n.F ist fÃ¼r VersicherungsfÃ¤lle
ab 01.01.2002 an Stelle einer ErwerbsunfÃ¤higkeit eine volle oder teilweise
Erwerbsminderung Tatbestandsvoraussetzung.

Der KlÃ¤ger war bereits zum Zeitpunkt der Antragstellung nicht mehr in der Lage,
eine regelmÃ¤Ã�ige ErwerbstÃ¤tigkeit auszuÃ¼ben. Dies ergibt sich aus dem
Gutachten des SachverstÃ¤ndigen Dr. H. , das der Senat im Berufungsverfahren
eingeholt hat. Der SachverstÃ¤ndige bestÃ¤tigt in seinen ausfÃ¼hrlichen Dar-
legungen bereits von den Vorgutachtern Dr. R. , Dr. A. und Dr. M. angesprochene
psychische AuffÃ¤lligkeiten des KlÃ¤gers vor dem Hintergrund seiner
biographischen Anamnese. Dabei wird erstmals die Entwicklung einer psychischen
Erkrankung anhand der eingehenden anamnestischen Schilderungen des KlÃ¤gers
und der bei der Exploration erfolgten eigenen Wahrnehmungen des
SachverstÃ¤ndigen deutlich.

Anhaltspunkte fÃ¼r eine die LeistungsfÃ¤higkeit beeintrÃ¤chtigende psychiatrische
Erkrankung des KlÃ¤gers finden sich aber bereits in den Vorgutachten selbst. So
beschreibt das psychiatrische Gutachten des MDK vom 28.05.1996 deutliche
psychische AuffÃ¤l- ligkeiten mit einer Einengung des Denkens auf die
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kÃ¶rperlichen Beschwerden bei unbekannter Ursache der Hauterkrankung, Panik-
zustÃ¤nde, schwere Ã�ngste und Affekte der Verzweiflung und Rat- losigkeit sowie
vegetative StÃ¶rungen. Ã�hnliche Feststellungen finden sich im Gutachten der
SachverstÃ¤ndigen Dr. R. vom 26.01.1998 mit der Angabe einer totalen Fixierung
auf die kÃ¶r- perlichen Beschwerden und Einengung des Denkens bei massiver
Dissimulation psychischer Probleme mit einer ausgeprÃ¤gten Ab- wehrhaltung
gegenÃ¼ber neurosen-psychologisch relevanten Fak- toren. Eine EinschrÃ¤nkung
der LeistungsfÃ¤higkeit schloss die SachverstÃ¤ndige daraus allerdings nicht.
DemgegenÃ¼ber ging der auch als Psychotherapeut tÃ¤tige SachverstÃ¤ndige Dr.
A. in seinem Gutachten vom 28.05.1998 aus psycho-pathologischer Sicht zumindest
von einer erheblichen GefÃ¤hrdung des beruflichen LeistungsvermÃ¶gens beim
KlÃ¤ger aus.

Zu Recht kritisierte Dr. B. in seinem Gutachten vom 10.12.1998 â�� wenngleich
fachfremd â�� dass diese Erkenntnisse keinen Eingang in die Leistungsbeurteilung
gefunden haben, wÃ¤hrend seine Ansicht, aus den Vorbefunden ergÃ¤ben sich
Ã¼berhaupt keine Anhaltspunkte fÃ¼r eine psychische Erkrankung des KlÃ¤gers, in
offenem Widerspruch zu den zahlreichen medizinischen Vorbefunden steht und sich
auch rÃ¼ckschauend als unzutreffend erweist.

Erst im Gutachten des SachverstÃ¤ndigen Dr. M. wird unter BerÃ¼cksichtigung
anamnestischer Angaben des KlÃ¤ger eine psychiatrische GesundheitsstÃ¶rung
diagnostiziert, wobei dem SachverstÃ¤ndigen jedoch wesentliche Erkenntnisse,
insbesondere Ã¼ber die persÃ¶nliche Anamnese des KlÃ¤gers, noch nicht zur
VerfÃ¼gung standen, so dass Dr. M. â�� obgleich sich bereits auf der Grundlage der
aus den Vorgutachten vorliegenden Informationen und der vom KlÃ¤ger gemachten
biographischen Angaben deutliche Anhaltspunkte fÃ¼r psychische
BeeintrÃ¤chtigungen fanden â�� noch von einem vollschichtigen
LeistungsvermÃ¶gen ausging.

Dr. H. folgert aus den ihm nunmehr vorliegenden Erkennt- nissen aber in
nachvollziehbarer Weise, dass beim KlÃ¤ger eine deutliche seelische StÃ¶rung mit
erheblichem Leidensdruck, der durch die Inanspruchnahme zahlreicher
medizinischer und paramedizinischer Behandlungsverfahren unterschiedlichster Art
untermauert wird, vorliegt. Der SachverstÃ¤ndige beschreibt den KlÃ¤ger als in
seiner Erlebnis- und GestaltungsfÃ¤higkeit deutlich beeintrÃ¤chtigt mit
offensichtlichem sozialen RÃ¼ckzug, geprÃ¤gt und gefÃ¶rdert durch vielfÃ¤ltige
Ã�ngste, insbesondere hinsichtlich der in ihrer Ursache weiterhin ungeklÃ¤rten
Urticaria. Die seelische StÃ¶rung hatte nach seiner Ã¼berzeugenden Ansicht
bereits im Zeitpunkt der Antragstellung einen Schweregrad erreicht, der eine
regelmÃ¤Ã�ige ErwerbstÃ¤tigkeit des KlÃ¤gers nicht mehr zulieÃ� und
zwischenzeitlich so chronifiziert und fixiert ist, dass eine erfolgreiche therapeutische
Beeinflussung nicht mehr zu erwarten ist. Die Beklagte hat dagegen lediglich
eingewandt, die LeistungseinschÃ¤tzung des SachverstÃ¤ndigen Dr. H. sei mit dem
Ergebnis der psychiatrischen Vorbegutachtungen nicht vereinbar, jedoch zum Inhalt
des Gutachtens und der BegrÃ¼ndung des SachverstÃ¤ndigen Dr. H. fÃ¼r seine
abweichende LeistungseinschÃ¤tzung keine Stellung genommen.
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Der Urticaria selbst kommt nach dem fachÃ¤rztlichen Gutachten des
SachverstÃ¤ndigen Dr. B. dagegen keine wesentliche lei- stungsmindernde
Bedeutung zu. Der Hautbefund war bei allen Be- gutachtungen unauffÃ¤llig. Die
Symptome bestehen stets nur vor- Ã¼bergehend und sind medikamentÃ¶s
behandelbar.

Eine bedeutsame neurologische GesundheitsstÃ¶rung liegt nach dem Ergebnis der
wiederholten (auch) neurologischen Begutachtungen beim KlÃ¤ger nicht vor. Die
von ihm angegebenen Beschwerden wie Kopfschmerzen und Schwindel sind, wie
insbesondere Dr. B. Ã¼berzeugend dargelegt hat, Begleiterscheinungen der
Urticaria. Soweit Dr. B. demgegenÃ¼ber von einer die ErwerbsfÃ¤higkeit
ausschlieÃ�enden neurologischen und dermatologischen Erkrankung des KlÃ¤gers
ausgeht, ist weder seine Diagnosestellung noch seine Leistungsbeurteilung
nachvollziehbar. Er hat weder eine eigene neurologische Untersuchung
vorgenommen noch die von ihm angegebenen neurologischen Diagnosen
nachvollziehbar aus den vorhandenen Vorbefunden abgeleitet. Seine
Leistungsbeurteilung erschÃ¶pft sich in dem Satz, AusmaÃ� und Umfang der
Erkrankung im neurologischen Bereich begrÃ¼ndeten ohne weiteres eine
ErwerbsunfÃ¤higkeit. Er hat aber keinerlei AusfÃ¼hrungen dazu gemacht, welche
EinschrÃ¤nkungen des LeistungsvermÃ¶gens sich aus den von ihm behaupteten
neurologischen Erkrankungen in qualitativer und quantitativer Hinsicht Ã¼berhaupt
ergeben. Dagegen setzt er sich â�� fachfremd â�� ausfÃ¼hrlich mit der Frage einer
psychischen Genese der Urticaria und einer psychischen Erkrankung auseinander in
dem erkennbaren BemÃ¼hen, beides zu verneinen. Das Gutachten ist insgesamt
â�� wie bereits Dr. M. dargelegt hat â�� weder bezÃ¼glich der Diagnosestellung
noch der sozialmedizinischen Beurteilung verwertbar.

Da der KlÃ¤ger zum Zeitpunkt der Rentenantragstellung sowohl die allgemeine
Wartezeit als auch die besonderen versicherungs- rechtlichen Voraussetzungen
fÃ¼r die GewÃ¤hrung einer Rente wegen erminderter ErwerbsfÃ¤higkeit erfÃ¼llt
hat und im Sinne des Â§ 44 Abs. 1 Satz 2 SGB VI alter Fassung erwerbsunfÃ¤hig
war, hat er dem Grunde nach ab 01.03.1998 Anspruch auf Rente wegen
ErwerbsunfÃ¤higkeit.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde, die Revision zuzulassen (Â§ 160 Abs. 2 Nr. 1 und 2 SGG), liegen nicht vor.

Erstellt am: 24.05.2005

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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